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(Nr. 9679.) Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
nichtſtaatlichen mittleren Schulen und die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen. 
Vom 11. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
§. 1. 


Mittlere Schulen im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen Unterrichts- 
anſtalten, welche allgemeinen Bildungszwecken dienen und welche weder zu den 
höheren Schulen noch zu den öffentlichen Volksſchulen, noch zu den Fach- und 
Fortbildungsſchulen gehören. 

>} 

Die an einer öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schule definitiv angeſtellten 
Lehrer und Lehrerinnen haben einen Anſpruch auf Ruhegehalt nach den für die 
Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen Volksſchulen geltenden geſetzlichen Vorſchriften. 

Nach denſelben Beſtimmungen regeln ſich die Zuſtändigkeit und das Ver— 
fahren bei Verſetzung dieſer Lehrer (Lehrerinnen) in den Ruheſtand und bei 
Feſtſetzung ihres Ruhegehalts. 

Der Artikel 1 §. 22 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 (Geſetz— 
Samml. S. 298) findet mit der Maßgabe Anwendung, daß ſtatt des 31. März 
1886 der 30. September 1894 entſcheidet. 


F. 3. 
Die Aufbringung des Ruhegehalts erfolgt von den zur Zeit der Verſetzung in 
den Ruheſtand zur Beſoldung des Lehrers (der Lehrerin) Verpflichteten. Die auf 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1894. 
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beſonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. Eine 
Betheiligung der Staatskaſſe an der Aufbringung des Ruhegehalts findet auf 
Grund dieſes Geſetzes nicht ſtatt. 


$. 4. 

Den zur Aufbringung des Ruhegehalts Verpflichteten iſt es freigeſtellt, 
bis zum 1. April 1895 und, ſofern es ſich um eine nach dieſem Zeitpunkt 
errichtete Unterrichtsanſtalt handelt, bis zum 1. April des auf die Eröffnung 
folgenden Jahres der für ihren Bezirk auf Grund des Geſetzes vom 23. Juli 
1893 Geſetz-Samml. S. 194) gebildeten Ruhegehaltskaſſe für die unter das 
vorliegende Geſetz fallenden Schulſtellen mit dem Beginn des betreffenden Kaſſen⸗ 
jahres und mit der Wirkung beizutreten, daß ſie ebenſo angeſehen werden, als 
wenn ſie auf Grund des Geſetzes vom 23. Juli 1893 zum Beitritt verpflichtet 
geweſen wären. 

Der Berechnung des an die Ruhegehaltskaſſe zu zahlenden Beitrages iſt 
die volle Jahresſumme des ruhegehaltsberechtigten Dienſteinkommens der Lehrer 
und Lehrerinnen an den der Kaſſe angeſchloſſenen mittleren Schulen zu Grunde 
zu legen. 

§. 5. 

Den Hinterbliebenen der an einer öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schule 
definitiv angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen ſteht ein Anſpruch auf das Gnaden⸗ 
quartal, den Wittwen und Waiſen der Lehrer zugleich ein Anſpruch auf Wittwen⸗ 
und Waiſengeld nach Maßgabe der jeweilig geltenden geſetzlichen Vorſchriften, 
betreffend die Fürſorge für die Hinterbliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
zu. Nach denſelben Beſtimmungen regeln ſich die Zuſtändigkeit und das Ver⸗ 
fahren bei der Feſtſetzung des Gnadenquartals, ſowie der Wittwen und Waiſen⸗ 
gelder mit der Maßgabe, daß, ſoweit eine Mitwirkung der Miniſter vorgeſchrieben 
iſt, an die Stelle derſelben der Oberpräſident, für die Hohenzollernſchen Lande 
der Unterrichtsminiſter tritt. 


$. 6. 
Die Aufbringung des Gnadenquartals und des Wittwen⸗ und Waiſengeldes 


erfolgt durch die zur Beſoldung des Lehrers (der Lehrerin) während der Dienſtzeit 
auf der letzten Schulſtelle Verpflichteten. 


8. 7, 

Kein Lehrer (keine Lehrerin) einer öffentlichen nicht ſtaatlichen mittleren 
Schule iſt fortan verpflichtet, einer Ruhegehaltskaſſe oder einer die Fürſorge für 
die Hinterbliebenen bezweckenden Veranſtaltung beizutreten oder, ſofern er (ſie) 
einer ſolchen auf Grund einer ihm (ihr) dahin auferlegten Verpflichtung beigetreten 
iſt, in derſelben zu verbleiben. Scheidet der Lehrer (die Lehrerin) auf Grund 
dieſes Geſetzes aus, ſo verliert er (ſie) alle Anſprüche an die Kaſſe oder aus der 
ſonſtigen Veranſtaltung ohne Anſpruch auf Entſchädigung. 
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Den gegenwärtigen Mitgliedern der Allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗ 
anſtalt ſteht frei, ihre Mitgliedſchaft unter den bisherigen Bedingungen fort⸗ 
zuſetzen. 

Den zur Aufbringung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes Verpflichteten iſt 
geſtattet, für die Stellen derjenigen Lehrer, welche gegenwärtig Mitglieder der 
Elementarlehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſen find, die Mitgliedschaft unter Fort⸗ 
zahlung der bisherigen Gemeindebeiträge und Uebernahme der etwa von den 
Lehrern zu entrichtenden Beiträge auf die Dauer der Beſetzung mit den gegen⸗ 
wärtigen Mitgliedern fortzuſetzen. 

Den Lehrern ſelbſt ſteht dieſe Befugniß nicht zu. 

Setzen die zur Aufbringung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes Verpflichteten 
die Mitgliedschaft nicht fort, fo bleibt den Hinterbliebenen der ſeitherigen Kaſſen⸗ 
mitglieder der Anſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſenpenſion gegen die Elementar⸗ 
lehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen erhalten, ſoweit dieſe Penſion das auf Grund 
dieſes Geſetzes zu zahlende Wittwen⸗ und Waiſengeld überſteigt. 

In Zukunft iſt weder den Lehrperſonen an den öffentlichen nichtſtaatlichen 
mittleren Schulen, noch den zur Unterhaltung derſelben Verpflichteten der Beitritt 
zu den Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen oder zu der Allgemeinen 
Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt geſtattet. 


$. 8. 

Die zur Aufbringung des Ruhegehalts, des Gnadenquartals und des 
Wittwen⸗ und Waiſengeldes Verpflichteten, welche für die Verſorgung der in den 
Ruheſtand verſetzten Lehrer (Lehrerinnen) und deren Hinterbliebenen beſondere Ver⸗ 
anſtaltungen getroffen haben oder die Mitgliedſchaft bei den Elementarlehrer⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen fortſetzen ($. 7), find berechtigt, die denſelben hieraus 
zuſtehenden Bezüge auf das nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährende Ruhe 
gehalt, Gnadenquartal, Wittwen⸗ und Waiſengeld in Anrechnung zu bringen. 
Eine Anrechnung findet nicht ftatt, ſoweit dieſe Bezüge als Entgelt für diejenigen 
Beiträge anzuſehen find, welche von den Lehrern (Lehrerinnen) zu dieſen Ver⸗ 
anſtaltungen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes fortgeleiſtet werden. 

Bei Streitigkeiten der Betheiligten über die Höhe der hiernach den Ruhe⸗ 
gehaltsberechtigten und den Hinterbliebenen zuſtehenden Bezüge trifft die Bezirks⸗ 
regierung eine im Verwaltungswege vollſtreckbare einftweilige Entſcheidung. Gegen 
dieſe Entſcheidung ſteht den Betheiligten binnen ſechs Wochen die Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten, in den Hohenzollernſchen Landen an den Unterrichtsminiſter, zu. 

Gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten oder des Unterrichtsminiſters 
ſteht den Betheiligten innerhalb einer weiteren Ausſchlußfrift von ſechs Wochen 
die Beſchreitung des Rechtsweges offen. 

6:9: 

Durch dieſes Geſetz werden ortsſtatutariſche Vorſchriften oder ſonſtige Ver⸗ 
anſtaltungen, welche die Lehrer (Lehrerinnen) und deren Hinterbliebene günſtiger 
ſtellen, als in der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe, nicht berührt. 


, * 
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Desgleichen bewendet es bei der Königlich Däniſchen Verordnung vom 
28. März 1857 (Chronol. Sammlung der Verordnungen S. 83), betreffend die 
Penſionirung der Schullehrerwittwen, vorbehaltlich der den Unterhaltungspflichtigen 
zuſtehenden Befugniß zur Anrechnung des von ihnen hiernach zu zahlenden Wittwen- 
geldes nach Maßgabe des F. 8 dieſes Geſetzes. 


F. 10. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1894 in Kraft. 
Die Einführung des Geſetzes in den Regierungsbezirk Wiesbaden bleibt 
Königlicher Verordnung vorbehalten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 11. Juni 1894. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. April 1894, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Randow für die 
von ihm gebaute Chauſſee von der Stettin Gartzer Provinzialſtraße bei 
Gartz nach Sommersdorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Stettin Nr. 24 S. 175, ausgegeben am 15. Juni 1894; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Mai 1894, durch welchen dem Kreiſe 
Euskirchen das Enteignungsrecht zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zum Bau von Kleinbahnen von der Station Liblar 
nach Euskirchen und von der Station Arloff zum Anſchluß an die 
erſte Linie bei Mülheim Wichterich in Anſpruch zu nehmenden Grund— 
eigenthums verliehen worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöln Nr. 24 S. 283, ausgegeben am 13. Juni 1894. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


